
A M T S B L A T T
13. Dezember 2024  ·  32. Jahrgang / Ausgabe 29

Bekanntmachung der Kreiswahlleiterin des Wahlkreises 71 – Halle zur Wahl zum 21. Deutschen Bundestag

Aufforderung zur Einreichung von Beteiligungsanzeigen
und Kreiswahlvorschlägen
1. Allgemeines

Die nachfolgende Aufforderung zur Ein-

reichung von Wahlvorschlägen bezieht 

sich auf den derzeit noch nicht vom Bun-

despräsidenten bestätigten Wahltermin ei-

ner vorgezogenen Neuwahl zum 21. Deut-

schen Bundestag am 23. Februar 2025.

Da der 20. Deutsche Bundestag vom Bun-

despräsidenten noch nicht aufgelöst und 

kein neuer Wahltermin bestimmt wurde, 

haben der Wahltermin sowie die damit 

verbundenen Fristen noch keine Verbind-

lichkeit. Die nachfolgenden Fristen für 

eine vorgezogene Neuwahl am 23. Febru-

ar  2025 ergeben sich aus dem veröffent-

lichten Entwurf der Rechtsverordnung zur 

Verkürzung der Fristen des zuständigen 

Bundesministeriums des Innern und für 

Heimat: 

https://www.bundeswahlleiterin.de/

bundestagswahlen/2025/termine.html

Vor diesem Hintergrund und mit Blick 

auf die verkürzten Fristen bei einer vor-

gezogenen Neuwahl ist zu empfehlen, die 

notwendigen Schritte zur Einreichung des 

Wahlvorschlags schon jetzt, ohne wei-

teres Zuwarten, einzuleiten. Nach §  18 

Abs. 1 BWG können Kreiswahlvorschläge 

von Parteien und nach Maßgabe des § 20 

Abs. 3 BWG von Wahlberechtigten („an-

dere Kreiswahlvorschläge“) eingereicht 

werden. 

Die Kreiswahlvorschläge sind der zustän-

digen Kreiswahlleiterin möglichst früh-

zeitig, nach aktuell vorgesehener Frist, 

spätestens am Montag, dem 20.  Janu-

ar  2025, bis 18  Uhr, einschließlich der 

erforderlichen Unterlagen schriftlich ein-

zureichen.

Parteien, die im Deutschen Bundestag 

oder in einem Landtag seit deren letzter 

Wahl nicht auf Grund eigener Wahlvor-

schläge ununterbrochen mit mindestens 

fünf Abgeordneten vertreten waren, 

können gemäß § 18 Abs. 2 BWG als sol-

che einen Wahlvorschlag nur einreichen, 

wenn sie, nach aktuell vorgesehener Frist 

spätestens am Dienstag, dem 7.  Janu-

ar  2025, 18  Uhr, der Bundeswahlleite-

rin, Gustav-Stresemann-Ring 11, 65189 

Wiesbaden, ihre Beteiligung an der Wahl 

schriftlich angezeigt haben und der Bun-

deswahlausschuss ihre Parteieigenschaft 

festgestellt hat.

Die Kreiswahlvorschläge für den Wahl-

kreis 71 – Halle sind bei der zuständigen 

Kreiswahlleiterin schriftlich einzurei-

chen. Der Wahlkreis umfasst das Gebiet 

der kreisfreien Stadt Halle (Saale) und die 

Gemeinden Landsberg, Petersberg, Ka-

belsketal, Zörbig und Sandersdorf-Brehna. 

Die Dienststelle der Kreiswahlleiterin be-

findet sich in 06108 Halle (Saale), Markt-

platz  1. Soweit die Kreiswahlvorschläge 

persönlich abgegeben werden sollen, sind 

sie im Fachbereich Einwohnerwesen, Ab-

teilung Statistik, Wahlen und Service, 

Wolfgang-Borchert-Str. 75 in 06126 Halle 

(Saale) vorzulegen. Die Abteilung Sta-

tistik, Wahlen und Service ist unter den 

Telefonnummern 0345  61387031 oder 

0345 61387018 sowie unter der E-Mail-Ad-

resse wahlamt@halle.de erreichbar. Hier 

können auch die nötigen Formblätter ange-

fordert werden.

Es wird ausdrücklich darauf hingewie-

sen, dass die einzuhaltenden Fristen nur 

gewahrt sind, wenn die einzureichenden 

Unterlagen rechtzeitig und vollständig 

in Schriftform vorgelegt werden. Die 

Schriftform ist nur gewahrt, wenn die ein-

zureichenden Unterlagen persönlich und 

handschriftlich unterzeichnet sind und 

beim zuständigen Wahlorgan im Original 

vorliegen. 

2. Wahlvorschlagsrecht, 

	 Beteiligungsanzeigen

	 (§ 18 BWG)

Nach § 18 Abs. 2 BWG können Parteien, 

die im Deutschen Bundestag oder in ei-

nem Landtag seit deren letzter Wahl nicht 

aufgrund eigener Wahlvorschläge unun-

terbrochen mit mindestens fünf Abgeord-

neten vertreten waren, als Partei einen 

Kreiswahlvorschlag nur einreichen, wenn 

der Bundeswahlausschuss ihre Parteiei-

genschaft festgestellt hat.

 

Die Beteiligungsanzeige muss den Vorga-

ben des § 18 Abs. 2 Sätze 2 bis 6 BWG ent-

sprechen. Danach sind erforderlich:

a.	 die Angabe des satzungsgemäßen Na-

mens (gegebenenfalls auch der Kurz-

bezeichnung) der Partei, unter dem sie 

sich an der Wahl beteiligen will,

b.	 die persönliche und handschriftliche 

Unterzeichnung der Anzeige von min-

destens drei Mitgliedern des Bundes-

vorstandes, darunter dem Vorsitzenden 

oder der Vorsitzenden oder dem Stell-

vertreter oder der Stellvertreterin; hat 

die Partei keinen Bundesvorstand, so 

tritt der Vorstand der jeweils obersten 

Parteiorganisation an die Stelle des 

Bundesvorstandes,

c.	 die schriftliche Satzung und das 

schriftliche Programm der Partei sowie 

ein Nachweis über die satzungsgemäße 

Bestellung des Vorstandes,

d.	 Nachweise, die eine Prüfung der Partei-

eigenschaft nach § 2 Absatz 1 des Par-

teiengesetzes ermöglichen.

Informationen zur Teilnahme an der 

Bundestagswahl 2025 sind auch auf der 

Internetseite des Bundeswahlleiters unter  

www.bundeswahlleiterin.de eingestellt. 

3. Einreichung, Inhalt und Form 

der Kreiswahlvorschläge 

	 (§§ 20, 21, und § 34 BWO) 

Nach § 18 Abs. 1 BWG können Kreiswahl-

vorschläge von Parteien und von Wahlbe-

rechtigten nach Maßgabe des § 20 Abs. 3 

BWG („andere Kreiswahlvorschläge“) 

eingereicht werden. Der Kreiswahlvor-

schlag darf nur den Namen eines Bewer-

bers enthalten. Jeder Bewerber kann nur 

in einem Wahlkreis und hier nur in einem 

Kreiswahlvorschlag benannt werden.

Der Kreiswahlvorschlag soll nach dem 

Muster der Anlage 13 zur BWO einge-

reicht werden. Er muss enthalten:

a.	 den Familiennamen, die Vornamen, 

den Beruf oder Stand, das Geburtsda-

tum, den Geburtsort und die Anschrift 

(Hauptwohnung) der Bewerberin oder 

des Bewerbers,

b.	 den Namen der einreichenden Partei 

und, sofern sie eine Kurzbezeichnung 

verwendet, auch diese, bei anderen 

Kreiswahlvorschlägen (§ 20 Abs. 3 

BWG) deren Kennwort.

Der Kreiswahlvorschlag soll ferner Na-

men und Anschriften, Telefonnummern, 

und E-Mailadressen der Vertrauensperson 

und der stellvertretenden Vertrauensper-

son enthalten. Fehlt diese Angabe, so gilt 

die Person, die als erste unterzeichnet hat, 

als Vertrauensperson, und diejenige, die 

als zweite unterzeichnet hat, als stellver-

tretende Vertrauensperson (§ 22 BWG). 

Kreiswahlvorschläge von Parteien müs-

sen von mindestens drei Mitgliedern des 

Vorstandes des Landesverbandes, darun-

ter dem/der Vorsitzenden oder dem/der 

Stellvertreter/in, persönlich und hand-

schriftlich unterzeichnet sein. Wenn eine 

Partei keinen Landesverband oder keine 

einheitliche Landesorganisation hat, ist 

der Kreiswahlvorschlag von den Vorstän-

den der nächstniedrigen Gebietsverbände, 

in deren Bereich der Wahlkreis liegt, per-

sönlich und handschriftlich zu unterzeich-

nen. Die Unterschriften des einreichenden 

Vorstandes genügen, wenn dieser inner-

halb der Einreichungsfrist nachweist, dass 

der Landeswahlleiterin eine schriftliche 

Vollmacht der anderen beteiligten Vor-

stände vorliegt, die wiederum von min-

destens drei Mitgliedern dieser Vorstände, 

darunter dem/der Vorsitzenden oder dem/

der Stellvertreter/in, persönlich und hand-

schriftlich unterzeichnet ist.

Gemäß § 20 Absatz 2 Satz 2 BWG müssen 

Kreiswahlvorschläge der in §  18 Abs.  2 

BWG genannten Parteien außerdem von 

mindestens 200  wahlberechtigten Per-

sonen des Wahlkreises persönlich und 

https://www.bundeswahlleiterin.de/
http://www.bundeswahlleiterin.de
https://halle.de/
mailto: wahlamt@halle.de


handschriftlich unterzeichnet sein; die 

Wahlberechtigung muss im Zeitpunkt der 

Unterzeichnung gegeben sein und ist bei 

der Einreichung des Kreiswahlvorschla-

ges nachzuweisen. Das Erfordernis von 

200  Unterschriften gilt nicht für Kreis-

wahlvorschläge von Parteien nationaler 

Minderheiten.

Andere Kreiswahlvorschläge, die nicht von 

Parteien eingereicht werden, müssen eben-

falls von mindestens 200 wahlberechtigten 

Personen des Wahlkreises persönlich und 

handschriftlich unterzeichnet sein; die 

Wahlberechtigung muss im Zeitpunkt der 

Unterzeichnung gegeben sein und ist bei 

der Einreichung des Kreiswahlvorschla-

ges nachzuweisen. Bei diesen Kreiswahl-

vorschlägen haben drei Unterzeichner des 

Wahlvorschlages ihre Unterschriften auf 

dem Kreiswahlvorschlag (Anlage  13 zur 

BWO) selbst zu leisten.  

Muss ein Kreiswahlvorschlag von mindes-

tens 200 wahlberechtigten Personen des 

Wahlkreises unterzeichnet sein, so sind die 

Unterschriften auf amtlichen Formblättern 

nach Anlage  14 zur BWO zu erbringen 

(§ 34 Abs. 4 BWO). Eine wahlberechtigte 

Person darf nur einen Kreiswahlvorschlag 

unterzeichnen; hat sie mehrere Kreis-

wahlvorschläge unterzeichnet, so ist ihre 

Unterschrift auf allen weiteren Kreiswahl-

vorschlägen ungültig. Unterstützungsun-

terschriften für Kreiswahlvorschläge von 

Parteien dürfen erst nach Aufstellung der 

Bewerberin oder des Bewerbers durch eine 

Mitglieder- oder Vertreterversammlung 

gesammelt werden. Vorher geleistete Un-

terschriften sind ungültig.

 

Die Formblätter für die Unterstützungsun-

terschriften werden auf Anforderung von 

der Kreiswahlleiterin kostenfrei geliefert; 

sie können auch als Druckvorlage oder 

elektronisch bereitgestellt werden. 

Bei der Anforderung der Formblätter bei 

der zuständigen Kreiswahlleiterin sind 

Familienname, Vornamen und Anschrift 

(Hauptwohnung) der vorzuschlagenden 

Bewerberin oder des vorzuschlagenden 

Bewerbers anzugeben.

Wird bei der Anforderung der Nachweis 

erbracht, dass für den Bewerber im Mel-

deregister ein Sperrvermerk gemäß §  51 

Abs.  1 des Bundesmeldegesetzes einge-

tragen ist, wird anstelle seiner Anschrift 

(Hauptwohnung) eine Erreichbarkeits-

anschrift verwendet; die Angabe eines 

Postfaches genügt nicht. Als Bezeichnung 

des Trägers des Wahlvorschlages, der 

den Kreiswahlvorschlag einreichen will, 

sind außerdem bei Parteien deren sat-

zungsgemäßer Name und, sofern sie eine 

Kurzbezeichnung verwenden, auch diese, 

bei anderen Kreiswahlvorschlägen deren 

Kennwort anzugeben. Parteien haben au-

ßerdem die Aufstellung der Bewerberin 

oder des Bewerbers in einer Mitglieder-

versammlung oder einer besonderen oder 

allgemeinen Vertreterversammlung nach 

§ 21 BWG zu bestätigen.

Dem Kreiswahlvorschlag sind folgende 

Unterlagen im Original beizufügen (§  34 

Abs. 5 BWO):

a.	 die erforderliche Zahl von Unterstüt-

zungsunterschriften nebst Bescheini-

gungen des Wahlrechts der unterzeich-

nenden Personen (Anlage 14 zur BWO), 

sofern der Kreiswahlvorschlag von 

mindestens 200 wahlberechtigten Per-

sonen des Wahlkreises unterzeichnet 

sein muss,

b.	 die Erklärung der vorgeschlagenen 

Bewerberin oder des vorgeschlagenen 

Bewerbers, dass sie oder er der Aufstel-

lung zustimmt und für keinen anderen 

Wahlkreis ihre oder seine Zustimmung 

zur Benennung als Bewerberin oder 

Bewerber gegeben hat (Anlage 15 zur 

BWO),

c.	 eine Bescheinigung der zuständigen 

Gemeindebehörde, dass die vorge-

schlagene Bewerberin oder der vorge-

schlagene Bewerber wählbar ist (An-

lage 16 zur BWO). Für Bewerber, die 

keine Wohnung in der Bundesrepublik 

Deutschland innehaben und sich dort 

auch sonst nicht gewöhnlich aufhalten, 

erteilt das Bundesministerium des In-

nern die Wählbarkeitsbescheinigung. 

Sie ist bei der für den Wohnort des 

Bewerbers zuständigen diplomatischen 

oder berufskonsularischen Vertretung 

der Bundesrepublik Deutschland, sonst 

unmittelbar unter Vorlage der erforder-

lichen Nachweise zu beantragen. 

d.	 Bei Kreiswahlvorschlägen von Parteien 

sind außerdem einzureichen:

•	 eine Ausfertigung der Niederschrift 

über die Beschlussfassung der Mit-

glieder- oder Vertreterversamm-

lung, in der die Bewerberin oder 

der Bewerber aufgestellt worden 

ist (Anlage  17 zur BWO); im Falle 

eines Einspruchs nach §  21 Abs.  4 

BWG auch eine Ausfertigung der 

Niederschrift über die wiederhol-

te Abstimmung mit den nach §  21 

Abs.  6 Satz  2 BWG vorgeschriebe-

nen Versicherungen an Eides statt 

(Anlage 18 zur BWO),

•	 eine Versicherung an Eides statt der 

vorgeschlagenen Bewerberin oder 

des vorgeschlagenen Bewerbers 

gegenüber der Kreiswahlleiterin, 

dass sie oder er nicht Mitglied einer 

anderen als der den Wahlvorschlag 

einreichenden Partei ist (ebenfalls 

Anlage 15 zur BWO). 

Die für die Einreichung der Kreiswahlvor-

schläge erforderlichen Vordrucke sind bei 

der Kreiswahlleiterin des Wahlkreises 71 -  

Halle unter oben genannte Kontaktdaten 

kostenfrei erhältlich.

4. Landeslisten (§ 27 BWG)

Landeslisten können nur von Parteien 

eingereicht werden. Sie müssen von dem 

Vorstand des Landesverbandes oder, wenn 

Landesverbände nicht bestehen, von den 

Vorständen der nächstniedrigen Gebiets-

verbände, die im Bereich des Landes lie-

gen, bei den in § 18 Abs. 2 BWG genann-

ten Parteien außerdem von 1 vom Tausend 

der Wahlberechtigten des Landes bei der 

letzten Bundestagswahl, jedoch höchs-

tens 2.000  Wahlberechtigten, persönlich 

und handschriftlich unterzeichnet sein. In 

Sachsen-Anhalt sind demnach 1.790  Un-

terstützungsunterschriften einzureichen.

Die Wahlberechtigung der Unterzeichner 

eines Wahlvorschlages einer der in §  18 

Abs.  2 genannten Parteien muss im Zeit-

punkt der Unterzeichnung gegeben sein 

und ist bei Einreichung der Landesliste 

nachzuweisen. Das Erfordernis zusätzli-

cher Unterschriften gilt nicht für Landeslis-

ten von Parteien nationaler Minderheiten. 

Landeslisten müssen den Namen der ein-

reichenden Partei und, sofern sie eine 

Kurzbezeichnung verwendet, auch diese 

enthalten. Die Namen der Bewerber müs-

sen in erkennbarer Reihenfolge aufgeführt 

sein. Ein Bewerber kann nur in einem 

Land und hier nur in einer Landesliste 

vorgeschlagen werden. Als Bewerber ei-

ner Landesliste kann nur vorgeschlagen 

werden, wer nicht als Bewerber auf einem 

anderen Kreiswahlvorschlag (§ 20 Abs. 3 

BWG) vorgeschlagen ist. In einer Landes-

liste kann nur benannt werden, wer seine 

Zustimmung dazu schriftlich erklärt hat; 

die Zustimmung ist unwiderruflich.

 

§ 21 Abs. 1, 3, 5 und 6 sowie die §§ 22 bis 

25 BWG gelten entsprechend mit der Maß-

gabe, dass die Versicherung an Eides statt 

nach § 21 Abs. 6 Satz 2 sich auch darauf 

zu erstrecken hat, dass die Festlegung der 

Reihenfolge der Bewerber in der Landes-

liste in geheimer Abstimmung erfolgt ist.

Die Landeslisten müssen bis zum Montag, 

dem 20. Januar 2025, um 18:00 Uhr bei der 

Landeswahlleiterin, Ministerium für Inne-

res und Sport des Landes Sachsen-Anhalt

Halberstädter Straße 2 / am „Platz des 

17.  Juni“, 39112 Magdeburg eingegangen 

sein.

Dr. Judith Marquardt

Kreiswahlleiterin
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A M T S B L A T T

Wahl zum 21. Deutschen Bundestag
Gemäß Beschluss der Landesregierung 

über die Bildung von Wahlorganen für 

die Europa- und Bundestagswahlen vom 

25. Januar 1994 (MBI. LSA S. 313) i.V.m. 

§ 3 der Bundeswahlordnung in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 19. April 2002 

(BGBl.  I S.  1376), die zuletzt durch Ar-

tikel  1 der Verordnung vom 12.  Septem-

ber 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 283) geändert 

worden ist, wurde für den Wahlkreis  71 

– Halle zur Wahl des 21. Deutschen Bun-

destag Herr Egbert Geier als Kreiswahllei-

ter (Anschrift: Marktplatz 1, 06108 Halle 

(Saale), Tel.  0345 221  4070) mit Schrei-

ben vom 30.  November 2024 als Kreis-

wahlleiter abberufen. Mit Schreiben vom  

30.  November  2024 wird Frau Dr.  Ju-

dith Marquardt als Kreiswahlleiterin (An-

schrift: Marktplatz 1, 06108 Halle (Saale), 

Tel. 0345 221 4040) ernannt.

i.V. Dr. Judith Marquardt

Oberbürgermeister
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